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TOP Steuerberater 2021
Die Kanzlei Epple, Dr. Hörmann & Kolle-
gen (EHK) wurde von der Redaktion des 
Wirtschaftsmagazins FOCUS MONEY in 
der Ausgabe 24/2021 wiederholt als eine 
der führenden großen Steuerkanzleien  
in Deutschland ausgezeichnet. In einer 
bundesweiten Umfrage wurden mehr als 
100.000 Steuerexperten zu den Themen 
Qualifikation, Spezialisierung und fach- 
liches Know-how befragt, wobei EHK wie 
in den Vorjahren überzeugen konnte. 
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Für alle Steuerpflichtigen

Steuerinformationen für April 2022
Die Bundesregierung hat die Gesetzes
maschinerie angeworfen. Geplant ist ein 
Viertes Corona-Steuerhilfegesetz, in dem 
die Weichen für einen steuerfreien Corona- 
Bonus für Pflegekräfte gestellt werden 
sollen. Zudem sollen bereits befristet 
eingeführte Maßnahmen (wie die Home
office-Pauschale) verlängert werden.  
Auch die weiteren Gesetzesvorhaben haben 
Breitenwirkung. So sollen z. B. der Min-
destlohn, die Grenze für Minijobs und der 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag erhöht wer-
den. Der Bundestag und der Bundesrat 
müssen den jeweiligen Vorhaben aber  
noch zustimmen.

Darüber hinaus ist in diesem Monat  
auf folgende Aspekte hinzuweisen: 
  
Der Bundesfinanzhof hat sich jüngst mit 
dem Kindergeldanspruch nach einem 

krankheitsbedingten Ausbildungsab- 
bruch beschäftigt. Die Entscheidung zeigt 
u. a., dass der Kindergeldberechtigte gut 
beraten ist, sich zeitnah bei der Familien-
kasse zu melden. 

Ein weiterer Fall muss noch vom Bundes-
finanzhof entschieden werden. Hier geht 
es um die Frage, ob die Zweitwohnungs-
steuer für das Unterhalten einer Wohnung 
bei einer doppelten Haushaltsführung  
in die monatliche 1.000 EUR-Grenze für 
Unterkunftskosten einzubeziehen ist.  
Die Vorinstanz war hier „großzügig“ und 
hat sich für einen zusätzlichen Abzug  
als Werbungskosten ausgesprochen.

Diese und weitere interessante  
Informationen finden Sie in  
der Ausgabe für April 2022. 

Viel Spaß beim Lesen!

An 
unsere geschätzten Mandanten
und Freunde der Kanzlei

Epple, Dr. Hörmann & Kollegen, StB, RAe. Morellstraße 33, 86159 Augsburg
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Für alle Steuerpflichtigen

Aktuelles zum Kindergeldanspruch nach krankheitsbedingtem Ausbildungsabbruch
Ein Kindergeldanspruch wegen einer 
Berufsausbildung des Kindes ist nicht  
mehr möglich, wenn die Ausbildung wegen 
einer Erkrankung nicht nur unterbrochen, 
sondern beendet wurde. Handelt es sich 
aber um eine nur vorübergehende Erkran-
kung und ist das Kind nachweislich weiter 
ausbildungswillig, ist es nach Ansicht des 
Bundesfinanzhofs ggf. als ausbildungs
platzsuchendes Kind zu berücksichtigen.

Die im Februar 1994 geborene Tochter (T) 
begann im Februar 2016 eine zweijährige 
schulische Ausbildung. Die Familienkasse 
gewährte der Mutter (M) daher zunächst 
Kindergeld. Im Herbst 2017 erfuhr die Fa- 
milienkasse, dass T schon im März 2017 von 
der Schule abgegangen war und ab Septem-
ber eine Vollzeitbeschäftigung aufgenom-
men hatte. Daher hob die Familienkasse die 
Kindergeldfestsetzung ab April 2017 auf.

In der Folge versuchte M durch verschiede-
ne Atteste nachzuweisen, dass ihre Tochter 
die Schule nur wegen einer Erkrankung 
nicht mehr weiter besuchen konnte. Doch 
der Familienkasse genügte dies nicht. Sie 
forderte eine alle sechs Monate zu erneu-
ernde ärztliche Bescheinigung, aus der sich 
die Erkrankung und deren voraussichtliches 
Ende ergeben. Außerdem hätte T schon im 
April 2017 erklären müssen, dass sie sich 
zum nächstmöglichen Zeitpunkt um eine 
Berufs- oder Schulausbildung bewerben 
werde. Der dagegen gerichteten Klage gab 
das Finanzgericht Baden-Württemberg für 
die Monate April bis September 2017 statt.

Dabei ging es davon aus, dass sich die T 
weiter in einer Ausbildung befunden habe. 
Der Bundesfinanzhof sah das aber anders.

Für volljährige Kinder, die das 25. Lebens-
jahr noch nicht vollendet haben, kommt 
nach § 32 Abs. 4 Einkommensteuergesetz 
(EStG) ein Kindergeldanspruch u. a. dann  
in Betracht, wenn

· �sie sich in einer Berufsausbildung 
befinden,

· �sich vergeblich um einen Ausbildungsplatz 
bemühen oder

· �sich wegen einer Behinderung nicht  
selbst unterhalten können.

Eine Berücksichtigung als „in Ausbildung 
befindliches Kind“ setzt voraus, dass das 
Ausbildungsverhältnis weiter besteht. 
Hieran fehlt es, wenn das Kind (wie im 
Streitfall) während der Ausbildung erkrankt 
und das Ausbildungsverhältnis durch 
Abmeldung von der Schule, Kündigung  
oder Aufhebungsvertrag beendet wird. 
In einem solchen Fall kommt eine Berück-
sichtigung als ausbildungsplatzsuchendes 
Kind in Betracht. Ist ein Kind aus Krank-
heitsgründen gehindert, sich um einen 
Ausbildungsplatz zu bewerben oder diesen 
anzutreten, sind strenge Voraussetzungen 
zu beachten:

· �So darf die gesundheitliche Beeinträch
tigung regelmäßig mit hoher Wahrschein-
lichkeit nicht länger als sechs Monate 
andauern.

· �Zudem ist die Ausbildungswilligkeit des 
Kindes für den entsprechenden Zeitraum 
nachzuweisen.

Merke: Als Nachweis sind mehrere Beweis-
mittel möglich. Es wird aber regelmäßig 
nicht ausreichen, wenn der Kindergeld
berechtigte

· �die Familienkasse zunächst unter Verstoß 
gegen seine Mitwirkungspflicht nicht über 
den krankheitsbedingten Abbruch einer 
Ausbildung oder der Bemühungen um  
eine Ausbildungsstelle informiert,

· �der Familienkasse damit die Möglichkeit 
der zeitnahen Anforderung eines Nachwei-
ses der Ausbildungswilligkeit nimmt und

· �die Ausbildungswilligkeit des volljährigen 
Kindes erst im Nachhinein rückwirkend 
pauschal behauptet.

Beachten Sie: Bei voraussichtlich länger  
als sechs Monate andauernder Erkrankung 
kommt ggf. eine Berücksichtigung als 
behindertes Kind in Betracht.

Der Bundesfinanzhof hat den Streitfall an 
das Finanzgericht zurückverwiesen. Hier 
sind nun nähere Feststellungen dazu zu 
treffen, ob die Tochter als ausbildungs
platzsuchendes oder behindertes Kind 
berücksichtigt werden kann.

Quelle: BFH-Urteil vom 31.8.2021,  
Az. III R 41/19, unter www.iww.de,  
Abruf-Nr. 227445; BFH-PM Nr. 3/22  
vom 10.2.2022

Für alle Steuerpflichtigen

Bundesregierung schnürt 
Entlastungspaket wegen  
hoher Energiepreise
Wegen der hohen Energiepreise hat die 
Bundesregierung ein Entlastungspaket auf 
den Weg gebracht. So soll die EEG-Umlage 
nicht erst zum Jahresende, sondern bereits 
zum 1.7.2022 entfallen. Aus steuerlicher 
Sicht ist insbesondere auf folgende Aspekte 
hinzuweisen: Grundsätzlich beträgt die 
Pendlerpauschale 0,30 EUR je Entfernungs-
kilometer. Seit dem Veranlagungszeitraum 
2021 gilt ab dem 21. Kilometer eine Pau-
schale von 0,35 EUR. Eine weitere Erhöhung 
(auf dann 38 Cent) war für 2024 bis 2026 
vorgesehen, die nun bereits rückwirkend ab 
dem 1.1.2022 gelten soll. Zu dem gleichen 
Datum soll der Arbeitnehmer-Pausch
betrag um 200 EUR auf 1.200 EUR erhöht 
werden. Der Grundfreibetrag, bis zu  
dessen Höhe keine Einkommensteuer 
gezahlt werden muss, soll  ab 1.1.2022  
von 9.984 EUR auf 10.347 EUR steigen.

Quelle: Ergebnis des Koalitions- 
ausschusses vom 23.2.2022:  
„10 Entlastungsschritte für unser Land“

Für alle Steuerpflichtigen

Steuernachzahlungen und -erstattungen:  
Geplant ist ein Zinssatz von 0,15 % pro Monat
Nach einem Referentenentwurf des 
Bundesfinanzministeriums soll der Zins- 
satz für Steuernachforderungen und  
-erstattungen (§ 233a Abgabenordnung 
[AO]) für Verzinsungszeiträume ab 1.1.2019 
rückwirkend auf 0,15 % pro Monat (das 
heißt 1,8 % pro Jahr) gesenkt werden. 

Die Angemessenheit dieses Zinssatzes  
ist dann unter Berücksichtigung der Ent-
wicklung des Basiszinssatzes nach § 247 
BGB alle drei Jahre mit Wirkung für  
nachfolgende Verzinsungszeiträume zu 
evaluieren, erstmals zum 1.1.2026. 

Hintergrund

Das Bundesverfassungsgericht hat 2021 
entschieden, dass der bei der Verzin- 
sung von Steuernachforderungen und 
-erstattungen angewandte Zinssatz von  
0,5 % pro Monat seit 2014 nicht mit dem 
Grundgesetz vereinbar ist. 

Für Verzinsungszeiträume bis Ende 2018  
ist jedoch keine Neuregelung notwendig. 

Vielmehr wurde der Gesetzgeber verpflich-
tet, bis zum 31.7.2022 eine Neuregelung  
zu treffen, die sich rückwirkend auf alle 
Verzinsungszeiträume ab 2019 erstreckt.

Beachten Sie: Der Beschluss des Bundes-
verfassungsgerichts erstreckt sich aus-
drücklich nicht auf andere Verzinsungs
tatbestände nach der AO (Stundungs-, 
Hinterziehungs- und Aussetzungszinsen). 
Nach der vorliegenden Gesetzesbegrün-
dung muss die Frage, ob und inwieweit  
auch hier eine Anpassung erforderlich ist, 
noch geprüft werden.

Quelle: Zweites Gesetz zur Änderung  
der Abgabenordnung und des Ein- 
führungsgesetzes zur Abgabenordnung;  
BMF-Referentenentwurf mit Stand  
vom 14.2.2022
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Viertes Corona-Steuerhilfegesetz:  
Weitere Hilfsmaßnahmen in der Pipeline!
Die Bundesregierung hat den Entwurf  
eines Vierten Corona-Steuerhilfegesetzes 
beschlossen. 

Neben einem steuerfreien Corona-Bonus 
für Pflegekräfte sieht das Gesetz vor allem 
Verlängerungen von bereits befristet ein
geführten Maßnahmen (z. B. Homeoffice-
Pauschale) vor.

Corona-Bonus  
für Pflegekräfte

Noch bevor der Pflegebonus gesetzlich 
verankert wurde, hat die Bundesregierung 
im Entwurf des Vierten Corona-Steuer- 
hilfegesetzes die Weichen für eine Steuer-
freiheit gestellt.

Nach § 3 Nr. 11b Einkommensteuergesetz 
(EStG) sollen steuerfrei bleiben: „Zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitslohn  
vom Arbeitgeber in der Zeit vom 18.11.2021 
bis zum 31.12.2022 an seine Arbeitnehmer 
zur Anerkennung besonderer Leistungen 
während der Coronakrise aufgrund bundes- 
oder landesrechtlicher Regelungen ge
währte Leistungen bis zu einem Betrag  
von 3.000 EUR.“

Die Gesetzesbegründung führt weiter aus: 
„Die Auszahlung sollte dabei durch den 
Arbeitgeber erfolgen, und die Kosten  
sollten durch den Bund erstattet werden. 
Neben dem Bund planen auch die Länder 
teilweise eigene Prämienzahlungen.“

Die Begünstigung soll Prämienzahlungen 
aufgrund von Gesetzen im materiellen  
Sinne und aufgrund von Beschlüssen  
der Bundes- oder einer Landesregierung 
umfassen.

Beachten Sie: Nicht begünstigt sind  
hingegen freiwillige Leistungen des  
Arbeitgebers, die nicht infolge bundes-  
oder landesrechtlicher Regelungen  
gewährt werden.

Anspruchsberechtigt sind nicht nur Pflege-
kräfte, sondern auch weitere in Kranken-
häusern sowie in Pflegeeinrichtungen und 
-diensten tätige Arbeitnehmer. 

Dies schließt auch Auszubildende, Frei
willige im Sinne des § 2 des Bundes- 
freiwilligendienstgesetzes und Freiwillige  
im Sinne des § 2 des Jugendfreiwilligen-
dienstegesetzes im freiwilligen sozialen 
Jahr ein.

Als begünstigte Einrichtungen sind u. a. 
vorgesehen: Krankenhäuser sowie am
bulante Pflegedienste, die ambulante 
Intensivpflege in Einrichtungen, Wohn
gruppen oder sonstigen gemeinschaft- 
lichen Wohnformen erbringen.

Homeoffice-Pauschale

Die Homeoffice-Pauschale soll um ein  
Jahr bis zum 31.12.2022 verlängert werden. 

Somit können Steuerpflichtige auch im 
Veranlagungszeitraum 2022 für jeden 
Kalendertag, an dem sie ihre betriebliche 
oder berufliche Tätigkeit ausschließlich in 
der häuslichen Wohnung ausüben und  
keine außerhalb der häuslichen Wohnung 
belegene Betätigungsstätte aufsuchen, 
einen Betrag von 5 EUR abziehen; höchs-
tens aber 600 EUR im Kalenderjahr.

Degressive  
Abschreibungen

Durch das Zweite Corona-Steuerhilfe- 
gesetz vom 29.6.2020 können bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens,  
die in 2020 und 2021 angeschafft oder 
hergestellt wurden, degressiv abgeschrie-
ben werden. 

Dies ist sinnvoll, wenn Abschreibungs
volumen möglichst früh als Aufwand ge-
nutzt werden soll. Diese Regelung soll  
nun auch für Wirtschaftsgüter gelten, die  
im Jahr 2022 angeschafft oder hergestellt 
werden.

Beachten Sie: Gewährt wird eine de- 
gressive Abschreibung von 25 % (höchs- 
tens das 2,5-Fache der linearen Ab
schreibung).

Verlängerte  
Investitionsfristen

Für die künftige (Investitionszeitraum von 
drei Jahren) Anschaffung oder Herstellung 
von abnutzbaren beweglichen Wirtschafts-
gütern des Anlagevermögens kann ein 
Investitionsabzugsbetrag (IAB) von bis zu  
40 % (in nach dem 31.12.2019 endenden 
Wirtschaftsjahren: 50 %) der voraussicht
lichen Anschaffungs- oder Herstellungs
kosten gewinnmindernd geltend gemacht 
werden.

Für Fälle, in denen die Frist in 2022  
abläuft, soll diese um ein Jahr verlängert 
werden.

Beachten Sie: Mit dem Gesetz zur Moder
nisierung des Körperschaftsteuerrechts 
vom 25.6.2021 wurde der Investitionszeit-
raum bereits auf fünf Jahre (Bildungsjahr 
2017) bzw. auf vier Jahre (Bildungsjahr 
2018) verlängert. 

Die Übersicht zeigt, welche Fristver
längerungen in Abhängigkeit vom Jahr  
der Bildung gelten:

Jahr der Bildung	S päteste Auflösung
2017	 2023 (sechs Jahre)
2018	 2023 (fünf Jahre)
2019	 2023 (vier Jahre)

Praxistipp

Ist eine Investition auch bis  
Ende 2023 nicht realisierbar, sollte wegen 
der damit verbundenen rückwirkenden 
Verzinsung eine freiwillige IAB-Auflösung 
erwogen werden.

Beachten Sie: Auch die Reinvestitions- 
fristen des § 6b EStG „Übertragung stiller 
Reserven bei der Veräußerung bestimmter 
Anlagegüter“ sollen um ein weiteres Jahr 
verlängert werden.

Erweiterte  
Verlustverrechnung

Der Verlustrücktrag soll ab dem Verlust
entstehungsjahr 2022 von einem Jahr auf 
zwei Jahre erweitert werden. 

Zudem sollen die mit dem Dritten Corona-
Steuerhilfegesetz vom 17.3.2021 auf 10 Mio. 
EUR (bzw. auf 20 Mio. EUR bei Zusammen-
veranlagung) angehobenen Grenzen beim 
Verlustrücktrag für die Veranlagungszeit-
räume 2022 und 2023 beibehalten werden.

Kurzarbeitergeld

Die Förderung der steuerfreien Zuschüsse 
des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld  
soll um sechs Monate bis Ende Juni 2022 
verlängert werden.

Verlängerte  
Steuererklärungsfristen

Für durch Angehörige der steuerberatenden 
Berufe erstellte Steuererklärungen ist 
Folgendes vorgesehen:

· �Steuererklärung 2020:  
Verlängerung der Abgabe  
um drei weitere Monate  
bis Ende August 2022; 

· �Steuererklärung 2021:  
Verlängerung um vier Monate  
bis Ende Juni 2023; 

· �Steuererklärung 2022:  
Verlängerung um zwei Monate  
bis Ende April 2024.

Für nicht beratene Steuerpflichtige soll  
für das Veranlagungsjahr 2021 eine 
Verlängerung um zwei Monate bis Ende 
September 2022 erfolgen (für das Ver
anlagungsjahr 2022: Verlängerung um  
einen Monat bis Ende August 2023).

Quelle: Viertes Gesetz zur Umsetzung 
steuerlicher Hilfsmaßnahmen zur Bewäl
tigung der Coronakrise (Viertes Corona- 
Steuerhilfegesetz), Regierungsentwurf  
vom 16.2.2022
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Für Unternehmer

Vorsteuerabzug bei Ist-Versteuerung erst bei Zahlung
„Ist-Versteuerer“ müssen ihre Umsätze 
nach § 20 Umsatzsteuergesetz (UStG) erst 
versteuern, wenn sie die Zahlungen erhal-
ten haben. Leistungsempfänger können  
die Vorsteuer dagegen unabhängig von  
der Besteuerung des Leistenden mit der 
Leistungsausführung abziehen. So sieht  
es das deutsche Umsatzsteuerrecht vor. 
Der Europäische Gerichtshof hat aber  
nun eine andere Meinung vertreten.

Hintergrund: Bei der Soll-Besteuerung ist 
die Umsatzsteuer grundsätzlich mit der 
Leistungsausführung abzuführen, was die 
Liquidität belasten kann. Unter Vorausset-
zungen (z. B. Umsatz im vorangegangenen 
Jahr nicht mehr als 600.000 EUR) kann 
eine Besteuerung per Antrag auch erst  
im Vereinnahmungszeitpunkt erfolgen 

(Ist-Besteuerung). Nach Ansicht der 
Finanzverwaltung entsteht das Vorsteuer-
abzugsrecht unabhängig von der Be
steuerung des Leistenden im Zeitpunkt  
des Leistungsbezugs. Wesentliche Be
dingungen sind die Leistungsausführung 
und der Empfang der Rechnung.

Der Europäische Gerichtshof hat jetzt aber 
Folgendes herausgestellt: „Art. 167 der 
Mehrwertsteuerrichtlinie ist dahin auszu
legen, dass er einer nationalen Regelung 
entgegensteht, nach der das Recht auf 
Vorsteuerabzug bereits im Zeitpunkt der 
Ausführung des Umsatzes entsteht, wenn 
der Steueranspruch gegen den Lieferer 
oder Dienstleistungserbringer nach einer 
nationalen Abweichung gemäß Art. 66  
Abs. 1 Buchst. b der Mehrwertsteuer

richtlinie erst bei Vereinnahmung des 
Entgelts entsteht und dieses noch nicht 
gezahlt worden ist.“

Praxistipp: Das Urteil ist für alle Unter
nehmen bedeutend. Denn Leistungs
empfänger können in der Regel gar nicht 
erkennen, wie der leistende Unternehmer 
seine Umsatzsteuer berechnet. Man darf 
also gespannt sein, wie der Gesetzgeber 
bzw. die Finanzverwaltung reagieren 
werden. Bis dahin dürfte aber Bestands-
schutz bestehen.

Quelle: EuGH-Urteil vom 10.2.2022,  
Rs. C-9/20 „Grundstücks- 
gemeinschaft Kollaustraße 136“,  
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 227487

Für Arbeitgeber

Regierungsentwurf: Anhebung des Mindestlohns und der Grenze für Minijobs
Nach Plänen der Bundesregierung soll  
der Mindestlohn auf 12 EUR angehoben 
werden. Zudem sind Änderungen bei 
Mini- und Midijobs geplant. Seit 1.1.2022 
beträgt der Mindestlohn 9,82 EUR pro 
Stunde. Er steigt zum 1.7.2022 auf 10,45 
EUR und soll dann ab 1.10.2022 bei 12 EUR 
liegen. Grundsätzlich berät die Mindest-
lohnkommission alle zwei Jahre über 
Anpassungen bei der Höhe des Mindest-
lohns. Die Umsetzung erfolgt dann per 
Rechtsverordnung. Von diesem Prozedere 
will die Bundesregierung nun einmalig 
abweichen. Derzeit gilt für eine geringfügi-
ge Beschäftigung eine monatliche Grenze 
von 450 EUR (Minijob). Künftig soll die 

Grenze nicht mehr statisch, sondern 
dynamisch ausgestaltet werden. Die 
Geringfügigkeitsgrenze bezeichnet das 
monatliche Arbeitsentgelt, das bei einer 
Arbeitszeit von zehn Wochenstunden  
zum Mindestlohn nach § 1 Abs. 2 S. 1 des 
Mindestlohngesetzes erzielt wird. Sie wird 
berechnet, indem der Mindestlohn mit 130 
vervielfacht, durch drei geteilt und auf volle 
EUR aufgerundet wird. Das heißt: Beträgt 
der Mindestlohn 12 EUR, ergibt sich daraus 
eine Geringfügigkeitsgrenze von 520 EUR 
(12 EUR x 130 / 3). Die Höchstgrenze für 
eine Beschäftigung im Übergangsbereich 
– hier gelten für den Arbeitnehmer ver
minderte Beiträge zur Sozialversicherung –  

soll von monatlich 1.300 EUR auf 1.600 EUR 
angehoben werden (Midijob). Der Arbeitge-
berbeitrag soll oberhalb der Geringfügig-
keitsgrenze zunächst auf die für einen 
Minijob zu leistenden Pauschalbeiträge in 
Höhe von 28 % angeglichen und gleitend 
auf den regulären Sozialversicherungs
beitrag abgeschmolzen werden.

Quelle: Gesetz zur Erhöhung des Schutzes 
durch den gesetzlichen Mindestlohn und zu 
Änderungen im Bereich der geringfügigen 
Beschäftigung, Regierungsentwurf vom 
23.2.2022; BMAS, Mitteilung vom 23.2.2022 
„Gesetzlicher Mindestlohn steigt  
ab 1.10.2022 auf 12 EUR“

Für Arbeitnehmer

Doppelter Haushalt: Zweitwohnungssteuer  
fällt nicht unter die 1.000 EUR-Grenze
Bei einer beruflich veranlassten doppel- 
ten Haushaltsführung können Arbeitneh-
mer Unterkunftskosten nur bis maximal 
1.000 EUR im Monat als Werbungskosten 
abziehen. Das Finanzgericht München ist 
nun der Meinung, dass eine Zweitwoh-
nungssteuer für das Unterhalten einer 
Wohnung am Ort der ersten Tätigkeitsstätte 
nicht zu diesen Unterkunftskosten zählt. 
Die Aufwendungen sind zusätzlich zu dem 
Höchstbetrag als Werbungskosten abzieh-
bar. Das Finanzgericht hat damit der 
Ansicht des Bundesfinanzministeriums 
widersprochen, wonach der Höchstbetrag 
auch die Aufwendungen für die Zweitwoh-
nungssteuer umfasst. Da die Revision 
anhängig ist, können derartige Fälle per 
Einspruch offengehalten werden. Bereits 
2019 hat der Bundesfinanzhof entschieden, 
dass Aufwendungen für Einrichtungsge-

genstände und Hausrat (soweit sie not
wendig sind) nicht zu den Unterkunfts
kosten zählen. Diese Entscheidung hat  
das Bundesfinanzministerium inzwischen 
akzeptiert.

Zur Angemessenheit der Kosten vertritt die 
Finanzverwaltung folgende Ansicht: Über-
steigen die Anschaffungskosten für Ein-
richtung und Ausstattung der Zweitwoh-
nung (ohne Arbeitsmittel) insgesamt nicht 
den Betrag von 5.000 EUR (einschließlich 
Umsatzsteuer), ist davon auszugehen, dass 
es sich um notwendige Mehraufwendungen 
der doppelten Haushaltsführung handelt.

Quelle: FG München, Urteil vom 26.11.2021, 
Az. 8 K 2143/21, Rev. BFH: Az. VI R 30/21, 
unter www.iww.de, Abruf-Nr. 227259; 
BMF-Schreiben vom 25.11.2020,  
Az. IV C 5 - S 2353/19/10011 :006, Rz. 108

Für Arbeitnehmer

Entlastung für  
Alleinerziehende bei  
der Lohnsteuer:  
Erhöhungsbetrag  ab dem 
zweiten Kind nur auf Antrag
Für Alleinerziehende beträgt der Ent
lastungsgrundbetrag 4.008 EUR im Kalen-
derjahr. Ab 2022 wird er beim Lohnsteuer-
abzug automatisch im Rahmen der 
Steuerklasse II berücksichtigt. 

Das Finanzministerium Schleswig-Holstein 
(ESt-Kurzinformation Nr. 2022/3 vom 
6.1.2022) hat nun darauf hingewiesen,  
dass der ab dem zweiten Kind zu gewäh-
rende Erhöhungsbetrag von 240 EUR  
nur auf Antrag des Steuerpflichtigen in 
ELStAM (Elektronische LohnSteuerAbzugs- 
Merkmale) als Freibetrag berücksichtigt 
werden kann. Wird kein Antrag gestellt, 
wirkt sich der Erhöhungsbetrag (erst)  
über die Steuererklärung aus.
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Arbeitsrecht

Fristlose Kündigung: Unbefugte Kenntnisnahme und Weitergabe fremder Daten
Liest eine Arbeitnehmerin, die im Rahmen 
ihrer Buchhaltungsaufgaben Zugriff auf 
den PC und das E-Mail-Konto ihres Arbeit-
gebers hat, unbefugt eine an ihren Vorge-
setzten gerichtete E-Mail und fertigt von 
dem Anhang einer offensichtlich privaten 
E-Mail eine Kopie an, die sie an eine dritte 
Person weitergibt, rechtfertigt dies eine 
fristlose Kündigung. Dies hat das Landes-
arbeitsgericht (LAG) Köln entschieden.

Die Klägerin ist bei der Arbeitgeberin, einer 
evangelischen Kirchengemeinde, seit 23 
Jahren als Verwaltungsmitarbeiterin 
beschäftigt. Soweit für ihre Buchhaltungs-
aufgaben erforderlich, hatte sie Zugriff auf 
den Dienstcomputer des Pastors. In diesem 
Dienstcomputer nahm die Klägerin eine 
E-Mail zur Kenntnis, die den Pastor auf ein 
gegen ihn gerichtetes Ermittlungsverfahren 
wegen des Verdachts sexueller Übergriffe 
auf eine im Kirchenasyl der Gemeinde 
lebende Frau hinwies. Im E-Mail-Konto 
fand sie als Anhang einer privaten E-Mail 
einen Chatverlauf zwischen dem Pastor 
und der betroffenen Frau, den sie auf 

einem USB-Stick speicherte und eine 
Woche später anonym an eine ehrenamt
liche Mitarbeiterin der Gemeinde weiter
leitete. Die Klägerin gab an, sie habe die  
im Kirchenasyl lebende Frau schützen und 
Beweise sichern wollen. Nach Bekannt
werden der Vorkommnisse kündigte die 
Kirchengemeinde das Arbeitsverhältnis 
fristlos.

Erstinstanzlich hatte die Klägerin mit ihrer 
Kündigungsschutzklage vor dem Arbeits-
gericht (ArbG) Aachen Erfolg. Das Gericht 
erkannte in ihrem Verhalten zwar einen  
an sich wichtigen Grund für eine fristlose 
Kündigung, hielt diese jedoch aufgrund des 
langen und bisher unbelastet verlaufenen 
Arbeitsverhältnisses und mangels Wieder-
holungsgefahr für unverhältnismäßig.

Berufung: Arbeitnehmerin unterliegt

Die gegen dieses Urteil eingelegte Beru-
fung der Kirchengemeinde hatte Erfolg. 
Das LAG Köln sah das für die Aufgaben der 
Klägerin notwendige Vertrauensverhältnis 
als unwiederbringlich zerstört an. In der 

unbefugten Kenntnisnahme und Weiter
gabe fremder Daten lag für das Gericht 
auch wegen der damit einhergehenden 
Verletzung von Persönlichkeitsrechten ein 
schwerwiegender Verstoß gegen die ar-
beitsvertragliche Rücksichtnahmepflicht. 
Dieser sei auch nicht durch die von der 
Klägerin vorgetragenen Beweggründe, die 
im Kirchenasyl lebende Frau schützen und 
Beweise sichern zu wollen, gerechtfertigt 
gewesen. Denn mit ihrer Vorgehensweise 
habe die Klägerin keines der angegebenen 
Ziele erreichen können. Angesichts der 
Schwere der Pflichtverletzung überwiege 
das Lösungsinteresse der Gemeinde das 
Beschäftigungsinteresse der Klägerin 
deutlich. Selbst die erstmalige Hinnahme 
dieser Pflichtverletzung sei der Gemeinde 
nach objektiven Maßstäben unzumutbar 
und damit offensichtlich – auch für die 
Klägerin erkennbar – ausgeschlossen.

Das LAG hat die Revision nicht zugelassen.

Quelle: LAG Köln, Urteil vom 2.11.2021,  
4 Sa 290/21, PM 1/22 vom 3.1.2022

Wirtschafts- und Gesellschaftsrecht

Gewerberaummiete: Mietzahlungspflicht bei coronabedingter Geschäftsschließung
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat die  
Frage entschieden, ob ein Mieter von 
gewerblich genutzten Räumen für die Zeit 
einer behördlich angeordneten Geschäfts-
schließung während der COVID-19- 
Pandemie zur vollständigen Zahlung  
der Miete verpflichtet ist.

Die Beklagte hat von der Klägerin Räum-
lichkeiten zum Betrieb eines Einzelhan-
delsgeschäfts für Textilien aller Art sowie 
Waren des täglichen Ge- und Verbrauchs 
gemietet. Aufgrund des sich im März 2020 
in Deutschland verbreitenden Corona-Virus 
erließ das Sächsische Staatsministerium 
für Soziales und Gesellschaftlichen Zu
sammenhalt im März 2020 Allgemeinver
fügungen, aufgrund derer die Beklagte ihr 
Textileinzelhandelsgeschäft im Mietobjekt 
für einen Monat schließen musste. Infolge 
der behördlich angeordneten Betriebs-
schließung entrichtete die Beklagte für den 
Monat April 2020 keine Miete. Die Parteien 
stritten nun bis zum BGH, ob diese Monats-
miete zu zahlen war oder nicht.

Der BGH hat das Urteil des Oberlandes
gerichts (OLG) aufgehoben und die Sache 
an dieses zurückverwiesen. Er hat ent-
schieden, dass im Fall einer Geschäfts-
schließung, die aufgrund einer hoheitlichen 
Maßnahme zur Bekämpfung der Corona-
Pandemie erfolgt, grundsätzlich ein An-
spruch des Mieters von gewerblich ge
nutzten Räumen auf Anpassung der Miete 
wegen Störung der Geschäftsgrundlage 
gemäß Bürgerlichem Gesetzbuch (§ 313 

Abs. 1 BGB) in Betracht kommt. Dies 
bedeutet aber nicht, so der BGH, dass der 
Mieter stets eine Anpassung der Miete für 
den Zeitraum der Schließung verlangen 
kann. Ob dem Mieter ein Festhalten an  
dem unveränderten Vertrag unzumutbar 
ist, bedarf einer umfassenden Abwägung, 
bei der sämtliche Umstände des Einzelfalls 
zu berücksichtigen sind. Eine pauschale 
Betrachtungsweise wird den Anforderun-
gen an diesen Grundsatz nicht gerecht.  
Das OLG hatte eine Vertragsanpassung 
dahingehend vorgenommen, dass ohne 
Berücksichtigung der konkreten Umstände 
die Miete für den Zeitraum der Geschäfts-
schließung grundsätzlich um die Hälfte 
herabgesetzt wird. Grund: Das Risiko einer 
pandemiebedingten Gebrauchsbeschrän-
kung der Mietsache treffe keine der beiden 
Mietvertragsparteien allein. Dies, so der 
BGH, komme nicht in Betracht. Es bedarf 
vielmehr einer umfassenden und auf den 
Einzelfall bezogenen Abwägung, bei der 
zunächst von Bedeutung ist, welche Nach-
teile dem Mieter durch die Geschäftsschlie-
ßung und deren Dauer entstanden sind.

Diese werden laut BGH bei einem gewerb
lichen Mieter primär in einem konkreten 
Umsatzrückgang für die Zeit der Schlie-
ßung bestehen, wobei jedoch nur auf das 
konkrete Mietobjekt und nicht auf einen 
möglichen Konzernumsatz abzustellen ist. 
Zu berücksichtigen kann auch sein, welche 
Maßnahmen der Mieter ergriffen hat oder 
ergreifen konnte, um die drohenden Ver

luste während der Geschäftsschließung zu 
vermindern. Da eine Vertragsanpassung 
nach den Grundsätzen der Störung der 
Geschäftsgrundlage aber nicht zu einer 
Überkompensierung der entstandenen 
Verluste führen darf, sind bei der Prüfung 
der Unzumutbarkeit grundsätzlich auch  
die finanziellen Vorteile zu berücksichtigen, 
die der Mieter aus staatlichen Leistungen 
zum Ausgleich der pandemiebedingten 
Nachteile erlangt hat. Dabei können auch 
Leistungen einer ggf. einstandspflichtigen 
Betriebsversicherung des Mieters zu 
berücksichtigen sein. Staatliche Unter
stützungsmaßnahmen, die nur auf Basis 
eines Darlehens gewährt wurden, bleiben 
hingegen bei der Abwägung außer Be-
tracht, weil der Mieter durch sie keine 
endgültige Kompensation der erlittenen 
Umsatzeinbußen erreicht. Eine tatsächliche 
Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz 
des Mieters ist nicht erforderlich. Bei der 
gebotenen Abwägung sind auch die Inter-
essen des Vermieters in den Blick zu 
nehmen. 

Das OLG muss nach der Zurückverweisung 
durch den BGH nun prüfen, welche kon
kreten wirtschaftlichen Auswirkungen die 
Geschäftsschließung in dem streitgegen-
ständlichen Zeitraum für die Beklagte hatte 
und ob diese Nachteile ein Ausmaß erreicht 
haben, das eine Anpassung des Mietver-
trags erforderlich macht.

Quelle: BGH, Urteil vom 12.1.2022,  
XII ZR 8/21, PM 4/22 vom 12.1.2022
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Steuertermine , Beiträge Sozialversicherung, Verbraucherpreisindex im Mai 2022

Steuertermine 

Fälligkeit:  
USt, LSt = 10.5.2022 
GewSt, GrundSt = 16.5.2022 
 
Überweisungen (Zahlungsschonfrist):  
USt, LSt = 13.5.2022 
GewSt, GrundSt = 19.5.2022 
 
Scheckzahlungen:  
Bei Scheckzahlung muss der Scheck dem Finanzamt  
spätestens drei Tage vor dem Fälligkeitstag vorliegen!

Beiträge Sozialversicherung Fälligkeit Beiträge 5/2022 = 27.5.2022

Verbraucherpreisindex (BRD) 
(Veränderung gegenüber Vorjahr)

2/21 7/21 10/21 2/22
+ 1,6 % + 3,1 % + 4,6 % + 5,5 %

Wirtschafts- und Gesellschaftsrecht

Corona-Pandemie:  
Betriebsschließungen im Frühjahr 2020: weder Entschädigungs- noch Schadenersatzansprüche
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat jetzt 
darüber entschieden, ob der Staat für 
Einnahmeausfälle haftet, die durch 
flächendeckende vorübergehende Betriebs-
schließungen oder Betriebsbeschränkungen 
aufgrund von staatlichen Maßnahmen zur 
Bekämpfung des Coronavirus SARS-CoV-2 
und der dadurch verursachten COVID-19- 
Krankheit entstanden sind. Er hat die 
Haftung verneint.

Der Kläger ist Inhaber eines Hotel- und 
Gastronomiebetriebs. Am 22.3.2020 erließ 
das beklagte Land Brandenburg eine 
Corona-Eindämmungsverordnung, wonach 
Gaststätten für den Publikumsverkehr zu 
schließen waren und den Betreibern von 
Beherbergungsstätten untersagt wurde, 
Personen zu touristischen Zwecken zu 
beherbergen. Der Betrieb des Klägers war 
vom 23.3. bis zum 7.4.2020 für den Publi-
kumsverkehr geschlossen, ohne dass die 
COVID-19-Krankheit zuvor dort aufgetreten 
war. Der Kläger erkrankte auch nicht. 
Während der Zeit der Schließung seiner 
Gaststätte bot er Speisen und Getränke im 
Außerhausverkauf an. Im Rahmen eines 
staatlichen Soforthilfeprogramms zahlte die 
Investitionsbank Brandenburg 60.000 Euro 
als Corona-Soforthilfe an ihn aus. Der 
Kläger hat geltend gemacht, es sei verfas-
sungsrechtlich geboten, ihn und andere 
Unternehmer für die durch die Maßnahmen 
zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie 

erlittenen Umsatz- und Gewinneinbußen zu 
entschädigen. Das Landgericht (LG) hat  
die auf Zahlung von 27.017,28 Euro (Ver-
dienstausfall, nicht gedeckte Betriebs
kosten, Arbeitgeberbeiträge zur Kranken-, 
Renten- und Pflegeversicherung) nebst 
Prozesszinsen sowie auf Feststellung der 
Ersatzplicht des Landes Brandenburg für 
alle weiteren entstandenen Schäden gerich-
tete Klage abgewiesen. Die Berufung des 
Klägers ist vor dem Oberlandesgericht 
(OLG) erfolglos geblieben.

Der Kläger hatte auch vor dem BGH keinen 
Erfolg. Die Entschädigungsvorschriften des 
Infektionsschutzgesetzes (IfSG) gewähren 
Gewerbetreibenden, die im Rahmen der 
Bekämpfung der COVID-19-Pandemie als 
sog. infektionsschutzrechtliche Nichtstörer 
durch eine flächendeckende Schutzmaß-
nahme, insbesondere eine Betriebsschlie-
ßung oder Betriebsbeschränkung, wirt-
schaftliche Einbußen erlitten haben, keinen 
Anspruch auf Entschädigung. Insbesondere 
ergibt sich kein Anspruch aus § 65 Abs. 1 
IfSG. Nach ihrem eindeutigen Wortlaut ist 
die Vorschrift nur bei Maßnahmen zur 
Verhütung übertragbarer Krankheiten 
einschlägig. Im vorliegenden Fall dienten 
die Corona-Eindämmungsverordnung sowie 
die Folgeverordnungen jedoch der Bekämp-
fung der COVID-19-Krankheit. Diese hatte 
sich bereits zum Zeitpunkt des Erlasses der 
Verordnung deutschlandweit ausgebreitet. 

Eine verfassungskonforme Auslegung der 
Vorschriften des IfSG dahingehend, dass 
auch in der vorliegenden Fallgestaltung eine 
Entschädigung zu gewähren ist, scheidet 
laut BGH aus. 

Der BGH betont: Hilfeleistungen für von 
einer Pandemie schwer getroffene Wirt-
schaftsbereiche sind keine Aufgabe der 
Staatshaftung. Vielmehr folgt aus dem 
Sozialstaatsprinzip, dass die staatliche 
Gemeinschaft Lasten mitträgt, die aus 
einem von der Gesamtheit zu tragenden 
Schicksal entstanden sind und nur zufällig 
einen bestimmten Personenkreis treffen. 
Hieraus folgt zunächst nur die Pflicht zu 
einem innerstaatlichen Ausgleich, dessen 
nähere Gestaltung weitgehend dem Gesetz-
geber überlassen ist. Erst eine solche 
gesetzliche Regelung kann konkrete Aus-
gleichsansprüche der einzelnen Geschädig-
ten begründen. Dieser sozialstaatlichen 
Verpflichtung kann der Staat z. B. dadurch 
nachkommen, dass er – wie im Fall der 
COVID-19-Pandemie geschehen – haus-
haltsrechtlich durch die Parlamente abgesi-
cherte Ad-hoc-Hilfsprogramme auflegt 
(„Corona-Hilfen“), die die gebotene Beweg-
lichkeit aufweisen und eine lageangemesse-
ne Reaktion, zum Beispiel durch kurzfristige 
existenzsichernde Unterstützungszahlungen 
an betroffene Unternehmen, erlauben. 

Quelle: BGH, Urteil vom 17.3.2022,  
III ZR 79/21, PM 33/2022 vom 17.3.2022


